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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Stimm- und Wahlrecht

Die Ausländerorganisationen in der Schweiz bekräftigten im Vorfeld der Wahlen ihre
Forderung nach der Einführung des Stimm- und Wahlrechts für Ausländer, ohne damit
aber ein vernehmbares Echo auszulösen. Immerhin führten Petitionen für politische
Rechte der Ausländer auf Gemeindeebene in verschiedenen Zürcher Orten dazu, dass
in der kantonalen SP Diskussionen über die Lancierung einer Volksinitiative
stattfanden. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.11.1987
HANS HIRTER

Die Organisationen der Ausländer setzten ihre im Vorjahr gestartete Kampagne zur
Erlangung des Stimm- und Wahlrechts fort, ohne dass ihre Petitionen bisher konkrete
Ergebnisse gezeitigt hätten. Immerhin erhielten sie für ihr Anliegen politische
Unterstützung: In Zürich beauftragte der Parteitag der Sozialdemokraten den Vorstand
mit der Ausarbeitung einer entsprechenden kantonalen Volksinitiative, über deren
Lancierung spätestens 1990 entschieden werden soll. In Neuenburg, wo die
ausländischen Niedergelassenen in Gemeindeangelegenheiten bereits stimm- und
wahlberechtigt sind, forderten diese mit einer Petition die Wählbarkeit in kommunale
Amter. Die SP unterstützte dieses Begehren zum Teil und schlug im Grossen Rat vor,
dass – analog zur Regelung im Kanton Jura – die Niedergelassenen zumindest für die
Gemeindeparlamente wählbar sein sollen. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.07.1988
HANS HIRTER

Die vor allem von italienischen Immigrantenorganisationen vorgebrachte Forderung
nach der Einführung des Wahl- und Stimmrechts für Ausländer konnte sich noch nicht
durchsetzen. In diversen Gemeinden des Kantons Zürich blieben entsprechende
Petitionen erfolglos. Immerhin überwies der Berner Grosse Rat ein von der Linken, den
Grünen und einem Teil des Freisinns unterstütztes Postulat, das die Schaffung der
rechtlichen Voraussetzungen für eine fakultative Einführung auf Gemeindeebene
verlangt. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.09.1989
HANS HIRTER

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Am 2. September 2021 fand mit coronabedingter Verspätung im Nationalratssaal die
offizielle Feier zum 50-jährigen Bestehen des Frauenstimm- und -wahlrechts statt.
Dass die Schweiz den Frauen die politischen Rechte erst 1971 gewährte und diese somit
im internationalen Vergleich ausserordentlich spät zu einer «ganzen Demokratie»
wurde, habe mit den direkten Beteiligungsmöglichkeiten zu tun, erklärte
Justizministerin Karin Keller-Sutter in ihrer Rede zur Feier. Mit Ausnahme von
Liechtenstein hätten sonst in keinem Land der Welt die Männer über die Einführung
des Frauenstimmrechts befunden. Neben dem Bundespräsidenten Guy Parmelin, der
die Eröffnungsrede hielt, sprachen auch die ehemalige Bundesrätin Ruth Dreifuss, der
frühere CVP-Generalsekretär Iwan Rickenbacher und eine der ersten Nationalrätinnen,
Hannah Sahlfeld-Singer, zu den geladenen Gästen aus Politik und Verwaltung,
Zivilgesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft. Hanna Sahlfeld-Singer – mit ihren zum
Zeitpunkt der Wahl damals 28 Jahren jüngste Parlamentarierin und dazu die erste, die
während ihrer Amtszeit Mutter wurde – richtete sich in ihrer Rede auch an die Männer:
«Habt keine Angst vor selbstbewussten Frauen», meinte sie. «Seid gleichberechtigte
Partner! Dann kann es gut für alle werden.» Auch Karin Keller-Sutter plädierte in ihrer
Rede für mehr Gleichberechtigung, denn man könne «auch heute noch nicht das Ende
der Geschichte ausrufen». Insbesondere die Vereinbarkeit von Familie und Beruf
müsse verbessert werden – letzteres nicht nur für Frauen, sondern auch für Männer.
Darüber hinaus forderte die Bundesrätin auch eine stärkere Bekämpfung von sexueller
und häuslicher Gewalt. 
Auch die nur wenige Tage später zum selben Anlass durchgeführte gemeinsame Tagung

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.09.2021
MARLÈNE GERBER
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des BJ und der Universität Bern gedachte nicht nur historischer Ereignisse, sondern
blickte ebenso nach vorne, indem sie sich mit aktuellen Gleichstellungsfragen und
Fragen zur Erteilung des Stimmrechts an weitere Gruppen befasste – so an Personen
ohne Schweizer Pass, Minderjährige oder Personen unter umfassender
Beistandschaft. 4

1) BaZ, 30.9.87; TA, 31.8. und 26.11.87; Vr, 23.11.87.
2) Zürich: Vr, 11.3. und 4.7.88; TA, 23.3.88; S. 20. Neuenburg: FAN, 14.4. und 22.7.88.
3) Zürich: TA, 20.3., 29.3. und 8.9.89. Bern: Bund, 14.9.89. Siehe auch WoZ, 28.4.89; TA, 29.9.89.
4) Medienmitteilung EJPD, WBF, VBS vom 1.9.21; Medienmitteilung Unibe vom 2.9.21; Rede BR Keller-Sutter an offizieller
Feier; Bund, CdT, Lib, 3.9.21
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